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Die 2. Brandenburger Baurechtstage des Minis-
teriums für Infrastruktur und Landesplanung des 
Landes Brandenburg (MIL) fanden am 8. und 9. 
Juni 2023 in der Investitionsbank des Landes 
Brandenburg in Potsdam statt. Parallel wurde die 
Veranstaltung im Livestream übertragen. Die vor-
liegende Dokumentation dient der Bereitstellung 
der Beiträge und Diskussionen für all diejenigen, 
die nochmals auf die Baurechtstage zurück-
schauen wollen oder nicht teilnehmen konnten. 

Die Konferenz war Teil einer 2021 ins Leben ge-
rufenen Veranstaltungsreihe, die Input zu den 
neuesten Entwicklungen im öffentlichen Bauch-
recht vermitteln und als Forum für den Austausch 
zwischen interessierter Fachöffentlichkeit, Ver-
tretern von Kommunen und weiteren Akteuren 
aus der Praxis fungieren soll. Es ist geplant, die 
Baurechtstage in Brandenburg auch künftig alle 
zwei Jahre an jeweils zwei aufeinanderfolgenden 
Tagen stattfinden zu lassen.

Im Fokus der diesjährigen Veranstaltung stan-
den Fragestellungen rund um Klimaschutz und 
Klimaanpassung in der Bauleitplanung: Wel-
che neuen Hürden und dringende Erfordernisse 
bringt der fortschreitende Klimawandel für die 
Bauleitplanung mit sich? Was gibt es bei Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen aktuell zu beachten? 
Welche Schritte muss ich gehen, um die kommu-
nale Wärmeplanung möglichst zielgerichtet und 
individuell passend anzugehen? Wie könnte die 
städtische Energieversorgung ohne fossile Ener-
gieträger in Zukunft aussehen?

Zu diesen und viele weiteren Fragen erhielten 
alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Rahmen 
der 2. Brandenburger Baurechtstage umfangrei-
che Informationen und Anregungen. Die Vortra-
genden zeigten Chancen und Potenziale auf, wie 
klimaschonendes Planen und Bauen gelingen 
kann. Um das Themenfeld im Gesamtkontext be-
greifbar zu machen, wurden neben rechtlichen 
Grundlagen und aktuellen Schwierigkeiten in 
der Bauleitplanung auch konkrete Handlungsfel-
der und Maßnahmen dargestellt. Dies sollte den 
Kommunen nicht zuletzt mögliche Stolpersteine 
vor Augen führen und so eine konkrete Umset-
zung erleichtern. 

Mit zahlreichen praxisnahen Beispielen aus 
Brandenburg und einer regen Podiumsdiskussi-
on als Abschluss des ersten Veranstaltungstages 
wurden Wege für eine tragfähige Übertragung 
der Theorie in die Praxis aufgezeigt. 

Die Veranstaltung wurde von den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern mehrheitlich sehr positiv 
bewertet. Zudem wurden bereits erste Themen-
vorschläge für die nächsten Baurechtstage ge-
macht. Die vorliegende Dokumentation fasst die 
einzelnen Beiträge der Referenten zusammen. 
Im Anhang dieses Dokuments finden Sie eben-
falls die verwendeten Präsentationen der Vortra-
genden.

Weitere Informationen zu den Baurechtstage 
finden Sie unter:
https://baurechtstage.brandenburg.de

1    Einleitung
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Guido Beermann, Minister für Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg

In seiner Begrüßung zeigt sich Guido 
Beermann, Minister für Infrastruktur und 
Landesplanung des Landes Branden-
burg, sehr erfreut darüber, dass die 
Baurechtstage 2023 bereits zum zwei-
ten Mal stattfinden. Er verweist darauf, 

dass das Ziel Brandenburgs, bis 2045 
klimaneutral zu werden, sehr ambitioniert ist, 

gerade aber eine solche Veranstaltung ihren Bei-
trag leisten kann, da alle Sektoren einschließlich 
des Planungs- und Bausektors gefordert sind. 
Auch bei den 2. Baurechtstagen, so der Minister, 
gehe es darum, über aktuelle Entwicklungen im 
Baurecht zu informieren und die in der kommu-
nalen Familie mit dem Planungsrecht Befassten 
zusammenzubringen. 

„Die Brandenburger Baurechtstage verstehen sich 
als Best Practice-Veranstaltung, die in den kom-
menden Tagen mit Sicherheit viele interessante 
Beispiele bringen werden. Entscheidend ist, dass 
nicht alles von oben verordnet werden muss. Aus 
der Sicht eines Landespolitikers ist die kommu-

nale Planungshoheit ein hohes Gut, das Städten 
und Gemeinden weitreichende Gestaltungsräume 
lässt. Seit den 1. Baurechtstagen ist viel passiert. 
Der Ukraine-Krieg, Lieferschwierigkeiten und der 
anhaltende Fachkräftemangel stellen uns vor gro-
ße Herausforderungen. Hinzu kommt, dass die 
Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen 
in Bezug auf das Klima allen Beteiligten enorme 
Anstrengungen abverlangen. Es bedarf Planungs-
sicherheit, um Fehlinvestitionen zu vermeiden 
und die Wärmeplanung nicht als Last, sondern 
als Chance zu sehen. Die Dekarbonisierung hat 
jedoch bereits jetzt Fortschritte gemacht. Langfris-
tig bedeutet eine klimafreundliche Bauleitplanung 
zudem Kosteneinsparungen. Die entscheidenden 
Adressatinnen und Adressaten sind dabei die Bür-
gerinnen und Bürger“, so Minister Beermann. 

Abschließend dankt der Minister den Organisa-
torinnen und Organisatoren, allen Referierenden 
sowie der ILB, die in diesem Jahr Gastgeberin für 
die 2. Baurechtstage ist und wünscht einen guten 
Verlauf mit hohem Erkenntnisgewinn. 

2    2. Brandenburger Baurechtstage – Tag 1
2.1    Begrüßung
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Dr. Oliver Hermann, Präsident des Städte- und Gemeindebundes Brandenburg e. V.

„Man sollte weniger verordnen und mehr 
machen lassen. Es ist wichtig zu verste-
hen, dass es nicht immer darum geht, 
etwas zu verordnen, sondern darum, 
gemeinsame Lösungen für Heraus-
forderungen zu finden. Dies gilt gerade 

in Zeiten der Krise, in denen man sich 
manchmal fragt, ob sie [rechtliche Regelun-

gen; Anmerk. der Redaktion] jetzt gerade wirklich 
wichtig sind“, so Hermann.

Er stellt die Frage, was auf uns alle zukommen 
wird, und führt anschließend einige Dinge auf. 
Zum einen haben rechtliche Normen im Rah-
men des Klimaschutzes starke Auswirkungen auf 
Planungen rund um Windkraft, Photovoltaik, Ge-
bäudeenergie und kommunale Wärmeplanung. 

Es gilt, sich diesen Dingen als Kommune zu stel-
len. Dafür brauche es gute Leute und Geld, um 
Planungen überhaupt erst umsetzen zu können. 
Dies gilt gerade, weil Städte und Gemeinden mit 
Kostensteigerungen konfrontiert sind und die wirt-
schaftliche Entwicklung aktuell unklar ist. Themen 
die momentan auf dem Tisch liegen, sind Bauen 
und Wohnen, damit einhergehende Klimaschutz-
forderungen, die Unterbringung von Flüchtlin-
gen und Investitionen in Kitas und Schulen. Dr.  
Hermann betont, dass es gut sei, dass es mit den 
Baurechtstagen ein Forum gibt, auf dem genau 
diese Themen besprochen und diskutiert werden 
können. Hier könne man im Dialog bleiben und zu 
Lösungen kommen, zu denen die kommunale Fa-
milie sagt: „Gut gemacht“.
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Jörg Finkeldei, Leiter des Referats 23 – Wohnen und Städtebaurecht (MIL)

Jörg Finkeldei, Leiter des Referats 23 
„Wohnen, Städtebaurecht“ des MIL, geht 
in seinem Vortrag auf die Bedeutung 
von bodenschonendem Planen und 
Bauen ein. Er verweist darauf, dass der 

Boden die Basis von allem ist und des-
halb auch das wichtigste Element für den 

Klimaschutz sei. Er betont, dass es eine nach-
haltige Entwicklung brauche, die Verdichtung, bo-
densparendes Planen und Bauen sowie die Scho-
nung des Außenbereichs vorsieht.

„Eine nachhaltige Nutzung und Bewirtschaftung 
der begrenzten Ressource Boden sichert langfris-
tig den Erhalt der Bodenfruchtbarkeit, den Schutz 
des Grundwassers, den Erhalt natürlicher Le-
bensräume, die Speicherung von CO2 und dient 
dadurch insgesamt der Förderung einer gesunden 
und lebenswerten Umwelt für Bewohnerinnen und 
Bewohner der Gemeinden“.

Wichtig sei dabei vor allem eine vorausschauende 
Planung. Vor und im Bauprozess müsse die Bo-
dennutzung und Weiternutzung mitgedacht werden. 

2.2    Einleitungsvortrag: Die Bedeutung von 
bodenschonendem Planen und Bauen

Wichtige anstehende politische Ziele im Boden-
schutz seien: 

Bodenschutz lässt sich unterstützen, indem Grün-
flächen ausgewiesen werden, die Versieglung re-
duziert wird und beispielsweise Dachbegrünung 
oder Photovoltaikanlagen berücksichtigt werden. 
Anhaltspunkte für mögliche Maßnahmen liefert 
bereits das Baugesetzbuch. In § 1 Absatz 5, § 
1a Absatz 2 sowie § 35 Absatz 5 BauGB sind die 
Ziele bezüglich der Bodennutzung klar geregelt. 
Anknüpfend hieran geht Jörg Finkeldei darauf 
ein, wie der Bodenschutz im Rahmen eines Be-
bauungsplanverfahrens funktionieren kann und 
welche Instrumente das BauGB bietet, um den 
Bodenschutz zu fördern. 

•	 Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 
(30 Hektar-Ziel als zentrales Ziel der Bundes-
regierung bis 2030),

•	 Schutz von Natur- und Umweltressourcen,
•	 Stärkung der Innenentwicklung,
•	 Förderung von Kompensationsmaßnahmen,
•	 Nachhaltigkeit und Klimaschutz.
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Florian Hinze, wissenschaftlicher Mitarbeiter

Fragen / Anmerkungen aus dem Publikum

Wie werden die Ziele des Bodenschutzes 
konkret umgesetzt und wie erfolgreich sind 
die Maßnahmen? Ist Bodenverdichtung 
nicht eher ein Problem als eine Boden-
schutzmaßnahme? Insgesamt soll es ja 
darum gehen, die Flächenverbrauchsnut-
zung zu minimieren. Wie wird überprüft, ob 
dies tatsächlich geschieht?

Aktuelle Zahlen zur Zielerreichung für den 
Bodenschutz gibt es nicht. Vor allem geht 
es auch um Sensibilisierung für den Boden-
schutz. Wir versuchen, beratend zur Seite 
zu stehen und so Hilfestellungen zu geben. 
Mit dem 30 Hektar-Ziel hat der Bund einen 
Orientierungsrahmen vorgegeben. Wir wol-
len Gemeinden dazu motivieren, sparsam 
mit Flächen umzugehen. Es geht aber eher 
darum, zu überzeugen anstatt Vorschriften 
zu machen. Mehr Wohnraum bedeutet 
nicht, dass man in die Fläche geht. Dies 
kann auch über die Höhe passieren und ist 
daher differenziert zu betrachten.

Frage aus dem Chat:

Gibt es eine Pflicht der Kommunen, den Baugenehmigungsbehörden in Brandenburg ver-
siegelte Flächen auf dem Land zu melden? Wie wird die Versieglung sonst gemessen?

 CHECK Gesendet // Gelesen

Zunächst sind der Flächenverbrauch und die Versieglung verschiedene Dinge. Der Flä-
chenverbrauch wird eingemessen. Die Versieglung (nur Gebäude) wird abgeschätzt, 
aber nicht zentral erfasst. Es gibt auch keine diesbezügliche Meldepflicht.

 CHECK Gesendet // Gelesen
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Dr.-Ing. Jens-Martin Gutsche , Gertz Gutsche 
Rümenapp – Stadtentwicklung und Mobilität GbR

Im Gespräch tauschen sich Dr.-Ing.  
Jens-Martin Gutsche von der Gertz  
Gutsche Rümenapp – Stadtentwicklung 
und Mobilität GbR und Matthias Brauner 
vom Verband Berliner Brandenburgi-

scher Wohnungsunternehmen e. V. 
über Wohnungspolitik, Baulandauswei-

sung und Klimafolgekosten aus. Gutsche 
verweist eingangs auf drei Arbeitshilfen: den 
Folgekostenschätzer Brandenburg, die kommu-
nale Arbeitshilfe „Soziale Infrastrukturen“ und 
Konzeptüberlegungen zu einem KlimaSchätzer. 

Brauner hebt hervor, dass es zunächst erfreu-
lich sei, dass die Bevölkerung in Brandenburg 
wachse. Kritisch seien allerdings gestiegene 
Preise für Bau, Instandhaltung und Sanierung 
von Gebäuden. Hinzu kämen das GEG, das für 
große Unsicherheiten sorge und eine Novelle  
in der EU-Gebäuderichtlinie. Beides zusammen

2.3    Gespräch: Wohnungspolitik, Baulandausweisung 
und Klimafolgekosten 

könne für massive Veränderun-
gen im Bestand sorgen und vor 
allem für Einfamilienhäuser zur 
Belastungsprobe werden. „Klar 
ist“, so Brauner, „dass Nichts-
tun keine Option ist. Die Grund-
idee der Energiegewinnung aus 
Erneuerbaren ist gut und effizient. 
Man sollte aber überlegen, ob Änderungen nicht 
eher mit ohnehin notwendigen Investitionszyk-
len einhergehen könnten. Die Brechstange ist in 
jedem Fall wenig sinnvoll“.

Im Gespräch tauschen sich Gutsche und Brau-
ner darüber aus, was Kommunen im Rahmen 
des Klimaschutzes tun müssen und tun können. 
Zudem sprechen sie darüber, wo und in wel-
chem Rahmen über dezentrale Wärmeplanung 
nachgedacht wird, die es Kommunen oder Sied-
lungen ermöglicht energieautark zu heizen.

Matthias Brauner, Verband Berlin-Brandenburgi-
scher Wohnungsunternehmen e. V. (BBU)
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Fragen/Anmerkungen aus dem Publikum

Prof. Dr. Katharina Gapp-Schmeling

„Ich habe unter anderem Berliner Quartiere begleitet, die gerne selbst mehr machen würden (Sied-
lungsgemeinschaften mit 100 bis 150 Familien). Auch wenn Bürgerinitiativen unterstützen, stellt 
man immer wieder fest, dass es sehr schwierig ist, Ideen umzusetzen.“

Ich kann ihnen dazu sagen, dass Krisen immer mit sich bringen, dass Dinge, die lange in der Ent-
wicklung waren, beschleunigt werden. Die aktuelle Situation kann also als Chance gesehen werden. 
In Deutschland gerät man schnell in Panik. Auf der anderen Seite wird gerade dann viel getan. Was 
allein in Sachen Photovoltaik passiert ist, ist Wahnsinn. Auch bei Stadtverwaltungen hat die Be-
reitschaft, sich damit auseinanderzusetzen (etwa bei Wärmeplanung), deutlich zugenommen. Die 
Offenheit in den Kommunen ist insgesamt sehr ausgeprägt. Wichtig sind personelle und finanzielle 
Ressourcen zur Umsetzung von Wärmekonzepten.
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Michael Knape, Bürgermeister Treuenbrietzen

Michael Knape stellt in seinem Impulsvor-
trag das Dorf Feldheim vor, das ein ener-
gieautarker Ortsteil der Stadt Treuen-
brietzen ist und erläutert den Prozess 
der Entstehung. Anfangs habe man 

überlegt, was man mit dem machen kön-
ne, was da ist, um den Wirtschaftskreislauf 

zu nutzen. Es gab Wind, Sonne und Biomas-
se. Vorgesehen waren Holzschnitzel, eine Biogas-
anlage und ein Wärmeverteilzentrum für die In-
dustrie. Anfangs waren die Maßnahmen vor allem 
zur Versorgung der Industrie vorgesehen. Bürge-
rinnen und Bürger kamen jedoch und fragten, ob 
sie an dem Projekt auch teilhaben könnten. 

„Am Ende war so viel Energie vor Ort, dass wir 
ein eigenes Stromnetz gebaut haben. Mittlerweile 
sind 55 Windenergieanlagen in Betrieb, die 250 
Mio. kWh produzieren und insgesamt 55.500 
Haushalte versorgen. Der entstandene Solarpark 
Selterhof produziert mittlerweile 2.748 MWh im 

Jahr und versorgt 600 Haushalte. Das alles war 
ein sehr langer Prozess, bei dem auch Fehler pas-
siert sind, was aber ok ist. Die Bürgerinnen und 
Bürger wollen etwas tun. Ich lasse sie einfach mit-
machen und habe kein schlechtes Gefühl dabei.“ 

Knape betont, dass es von Seiten der Politik vor 
allem darum gehen müsse, die Richtung vorzuge-
ben, nicht aber von oben zu bestimmen. Zudem 
müssten bürokratische Hürden massiv abgebaut 
werden. Stand heute wäre die Durchführung ei-
nes ähnlichen Projektes samt Bau eines eigenen 
Stromnetzes gar nicht mehr möglich. Es sei wich-
tig, jetzt umzudenken, die Realisierung solcher 
Projekte zu vereinfachen und schon jetzt kom-
mende Generationen auf den Klimawandel vorzu-
bereiten. Dazu hat Treuenbrietzen „Erneuerbare 
Energie“ als Unterrichtsfach am örtlichen Gymna-
sium installiert – als erste Schule überhaupt.

2.4    Impulsvortrag 1: Das energieautarke Dorf Feldheim: 
Wie innovative Ansätze der Energiewende im kom-
munalen Wirkungskreis umgesetzt werden können
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Florian Hinze, wissenschaftlicher Mitarbeiter

Fragen/Anmerkungen aus dem Publikum

Frage aus dem Chat:

Was ist ihre Botschaft für eine Kommune wie die Stadt Teltow, die keine Flächen zur 
Energieerzeugung hat?

 CHECK Gesendet // Gelesen

Überlegen Sie, welche Ressourcen Sie vor Ort haben. Es gibt in jeder Stadt und jeder 
Gemeinde Dinge, die man nutzen kann. Man muss genau prüfen, was vorhanden ist und 
wie man es einsetzen kann, auch abseits vom „Normalen“. Jede Gemeinde hat etwas zu 
bieten. In Teltow wären Quartierslösungen denkbar. Das ist nicht alles, jedoch besser als 
nichts. Es braucht Pioniere. Klar ist, dass wir in Feldheim optimale Bedingungen hatten. 
Aber auch wenn man diese nicht hat, lohnt es sich, nach Alternativen zu suchen.

 CHECK Gesendet // Gelesen

Der Grund ist ganz einfach. Die Stromversorgung ist in Deutschland sehr zentral organisiert. In 
Feldheim haben wir selbst nicht den Status eines Energieversorgungsunternehmens, was die Sa-
che erschwert. An unserem Beispiel sieht man jedoch, dass es technisch und wirtschaftlich funktio-
nieren kann, wenn man die politischen Rahmenbedingungen zur Umsetzung schafft.

Was sind Hemmnisse, auf die sie gestoßen sind? Warum können Sie den erzeugten Strom aus 
Feldheim nicht auch in Treuenbrietzen nutzen?
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Prof. Dr. Katharina Gapp-Schmeling, VICTORIA Internationale Hochschule,  
Institut für ZukunftsEnergie- und Stoffstromsysteme (IZES)

Prof. Dr. Katharina Gapp-Schmeling geht 
zunächst auf die Entwicklung der Treib-
hausgasemissionen in Deutschland 
sowie den Energieverbrauch für Wohn-
raum ein. Anschließend stellt sie das 

Projekt KoWa vor, in dem sechs Quartie-
re an mehreren Standorten in die Cluster 

„Industrie“, „Urban“ und „Bestand“ unterteilt 
wurden, um anschließend zu untersuchen, wie die 
Akteursstrukturen die Umsetzung klimaneutraler 
Versorgungslösungen beeinflussen. 

Es habe sich gezeigt, dass Hemmnisse in erster 
Linie organisatorischer Natur sind. Fehlende per-
sonelle Kapazitäten, fehlende Zielsetzungen und 
nicht geklärte Zuständigkeiten sorgen dafür, dass 
Projekte nicht in Gang kommen. Zur Umsetzung 
von Klimakonzepten brauche es aber klare Ver-
antwortlichkeiten, die mit Entscheidungskompe-
tenzen unterlegt sind. 

Anschließend kommt Gapp-Schmeling auf Chan-
cen zu sprechen. In Bezug auf Organisatorisches 
seien dies klare Ziele und Transparenz, Erfahrungs-

austausch sowie Synergien und Prozessvereinfa-
chungen. In Bezug auf Technologisches seien dies 
Abwärme und EE-Potentiale, Speicher und Netze 
sowie das Nutzen der bestehenden Infrastruktur. 

Nachdem sie in einem Fahrplan aufzeigt, wie die 
Rahmenbedingungen für die Umsetzung geschaf-
fen werden können, geht sie auf ein Praxisbei-
spiel – das Quartier 1 im Heimatviertel in Berlin 
Karlshorst – ein. Durch Solarthermie (saisonalen 
Speicher und Gas), Erdgas/Holzpellets (+Solar-
thermie) und Wärme aus Abwasser habe man es 
geschafft, fünf Familienhäuser aus den 1950er 
Jahren ohne Eingriffe in den Bestand versor-
gungssicher und energieneutral zu machen.

„Was es braucht, sind Schlüsselakteure, die ein 
echtes Interesse an der Wärmewende haben“, 
sagt Gapp-Schmeling und ergänzt: „Ist dies nicht 
der Fall, muss man schauen, wer alternativ ein gu-
ter Partner sein könnte. Von Seiten der Städte und 
Gemeinden ist es dabei wichtig, die Menschen 
mitzunehmen, sie zu informieren und den Weg 
gemeinsam zu gehen“. 

2.5    Themenblock 2: Klimaneutrale Wärme – Wie die 
Akteursstrukturen die Umsetzung klimaneutraler 
Versorgungslösungen beeinflussen
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Do’s:

•	 klare Zielvorgaben für städtische 
Wohnungswirtschaft und Stadt-
werke

•	 klare Zuständigkeiten
•	 dauerhafte personelle Kapazitäten
•	 Mut, neue Wege zu gehen
•	 Klimaschutzvereinbarungen mit 

Unternehmen 
•	 Expertise einholen und binden
•	 Loslegen

Fragen/Anmerkungen aus dem Publikum

In einem Fazit fasst Gapp Schmeling die Dos und Don’ts für Kommunen zusammen:

Dont’s:

•	 Verzögern, Verschleppen
•	 Stadtwerke als Cash Cow
•	 Bestehen auf alten Plänen,  

kommunalen Regelungen
•	 auf GEG warten
•	 auf Pflicht zur kommunalen  

Wärmeplanung warten

Prof. Dr.-Ing. Heiko Sieker
Ich bin aktuell mit Rechenzentren beschäftigt, 

die rund um Berlin gebaut werden. Wie sieht es dort 
mit der Abwärme aus. Gibt es für Rechenzentren 
eine Art Verpflichtung, sie zu speichern oder ein-
zuspeisen? 

Nein, es gibt keine Verpflichtungen. Zunächst 
wurden welche in das EEG aufgenommen, spä-
ter aber wieder gestrichen. Die Begründung ist, 
dass Abwärmeauskopplung von vornherein be-
rücksichtigt werden muss. Installiert man diese 
erst später, wird es sehr umständlich und teuer. 

Frage aus dem Chat:

Wie schafft man es, eine Bürgermeisterin oder einen Bürgermeister beziehungsweise erste 
Beigeordnete davon zu überzeigen, dass kommunale Wärmeplanung dringend notwendig ist?

 CHECK Gesendet // Gelesen

Die Gemeinsamkeit bei allen sechs Untersuchungsgebieten im Rahmen des KoWa- 
Projekts war die zwischengeschaltete Ebene. Also Wohnungsgesellschaften und 
andere Akteure. Änderungen geschehen selten einfach von oben nach unten. Wenn 
man weiß, was man vorhat und welche Ansprechpartner in Frage kommen, können auch auf 
der Entscheider-Ebene Gespräche erfolgen, die dann zu einem Ergebnis führen können.

 CHECK Gesendet // Gelesen
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2.6    Impulsvortrag: Konzepte für städtisches und 
ländliches Regen- und Abwassermanagement

Prof. Dr.-Ing. Heiko Sieker, Geschäftsführer, Projektentwickler und Forscher,  
Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH

Prof. Dr.-Ing. Heiko Sieker beginnt seinen 
Impulsvortrag mit einer Prognose für die 
Region. Dem bevorstehenden Bevölke-
rungswachstum stehen ein reduzierter 
Wasserzufluss aus der Spree und klima-

tische Entwicklungen gegenüber, die mit 
geringeren Niederschlägen und höheren 

Temperaturen einhergehen. 

Anpassungsmaßnahmen könnten sein, das Wasser 
möglichst in der Region zu halten (wenig ableiten), 
die Nutzung der Wasserressourcen zu reduzieren/
begrenzen und Speicher für den Ausgleich zwi-
schen Starkregen und Trockenzeiten zu schaffen. 
Grundlage hierfür sei das Schwammstadt-Prinzip. 

Sieker verweist darauf, dass – entsprechend der 
gängigen Praxis in den USA – auch gereinigtes 

Abwasser als Ressource genutzt werden könnte, 
weil aufwendig gereinigtes Abwasser zu wertvoll 
ist, um es einfach wegzuleiten. Weitere Möglich-
keiten, um Wasser zu sparen, im Kreislauf zu hal-
ten und die Versorgung zu sichern, sind:

•	 Kreislaufführung und Regenwasserbewirt-
schaftung in Gewerbegebieten,

•	 eine optimierte Bewässerung in Privat- 
haushalten,

•	 eine optimierte Tröpfchenbewässerung in der 
Land- und Forstwirtschaft,

•	 die Aktivierung natürlicher Speicherräume 
(Moore, Feuchtgebiete),

•	 ein Aktivieren atürlicher Langzeitspeicher,  
die Wasser über Wochen und Monate  
halten können.
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2.7    Impulsvortrag: Photovoltaik-Freiflächenanlagen –  
Wie Kommunen die Energiewende lokal 
mitgestalten können

Sandra Harnisch und Ken Gericke, Referat 23 – Wohnen, Städtebaurecht (MIL)

Sandra Harnisch und Ken Gericke gehen in ihrem 
Impulsvortrag darauf ein, wie Kommunen die Ener-
giewende im Hinblick auf Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen lokal mitgestalten können. Als Herausfor-
derungen identifizieren sie steigende Energiekosten 
und den Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energie-
träger, denen die gesteigerte Effizienz von PV-Anla-
gen gegenübersteht. 

Kommunen sehen sich zunehmend mit einer Viel-
zahl an Projektanfragen konfrontiert, was den Be-
darf nach vorsorgender und ordnender Planung und 
Steuerung verdeutlicht.  Zugleich stehen sie vor der 
Herausforderung, Rahmenbedingungen und maß-
gebliche Aspekte im Blick zu behalten. Kommunen 
können und sollten die Ansiedlung von PV-Freiflä-
chenanlagen in jedem Fall planerisch steuern. 
Anschließend gehen die Referenten auf die recht-
lichen Rahmenbedingungen für die Zulässigkeit 
von PV-Anlagen im unbeplanten Innenbereich und 
Außenbereich ein und erklären, dass die zentrale 
Voraussetzung für die Steuerung der PV-Nutzung 
eine tragfähige Identifikation und Auswahl geeigne-
ter Flächen ist. 

Um geeignete Flächen ausmachen zu können, wer-
den klare Ausschusskriterien, Zustimmungskriterien 
und Abwägungskriterien, bei denen es auf den Ein-

zelfall ankommt, identifiziert. Als Hilfestellung bei der 
Flächenauswahl kann der Solaratlas Brandenburg 
dienen, der entsprechende Potentiale aufzeigt. 

An die Darstellung von Ausgangslage und maß-
geblichen Rahmenbedingungen schließt sich die 
Erörterung in Betracht kommender städtebaulicher 
Steuerungsmöglichkeiten an. Zu empfehlen sei in 
jedem Fall die Erstellung eines städtebaulichen Ent-
wicklungskonzepts, das nicht nur eine grundlegende 
Steuerung der PV-Nutzung im Gemeindegebiet er-
möglicht, sondern bei sorgfältiger Aufstellung auch 
die Akzeptanz in der Bevölkerung verbessern sowie 
als Argumentationsgrundlage gegenüber Vorhaben-
trägern dienen kann. 

Im Hinblick auf die Steuerung mittels Bauleitplanung 
werden nach Erläuterungen zum Flächennutzungs-
plan verschiedene Stellschrauben bei der Aufstellung 
eines Bebauungsplan eingehender beleuchtet (Vor-
gehensweise, Gebietsart, nutzungsausgestaltende 
Festsetzungen, vertragliche Regelungen). 

Abschließend wird auf die finanzielle Unterstützung 
der Städte und Gemeinden durch Förderung der 
kommunalen Bauleitplanung auf Grundlage der Pla-
nungsförderungsrichtlinie des Landes Brandenburg 
hingewiesen.
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Jörg Finkeldei, Leiter des Referats 23 – Wohnen, Städtebaurecht (MIL) | Prof. Dr. Uta Steinhardt, 
Hochschule für Nachhaltige Entwicklung Eberswalde | Reinhard Hannesschläger, Berater im Projekt 
Global Nachhaltige Kommune | Janna Lenke, Referentin für Bauen, Verkehr, Planung und Umwelt, Städ-
te- und Gemeindebund Brandenburg | Michael Knape, Bürgermeister Treuenbrietzen

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Podi-
umsdiskussion sehen sich mit mehreren Fragen 
konfrontiert, die aus den verschiedenen Blickwin-
keln betrachtet werden. 

Auf die Frage, ob das Land genug tut und welche 
Möglichkeiten es gäbe, um Menschen mitzuneh-
men, weiß Michael Knape, Bürgermeister von 
Treuenbrietzen Antwort: „Bei uns hat es geklappt, 
weil es außerhalb vom Haushalt lief. Wenn es er-
folgreich werden soll, muss in allen Ressorts klar 
sein, dass man sich Klimaschutz leisten darf. Bis-
lang ist Klimaschutz noch immer eine freiwillige 
Aufgabe. Wir haben uns viel zu komplexe Verfah-
renstechniken erarbeitet. Als der Staat bei Feld-
heim losgelassen hat, ging es am besten. Es ist 
wichtig, alle zum gleichen Sachstand abzuholen. 
Wenn man im Vorfeld Zeit investiert, dauert es 
hinterher nur noch halb so lang.“

Mit Blick auf die Frage, welche Herausforde-
rungen die größten sind, um den Klimaschutz 
in die Tat umzusetzen, gibt es gleich mehrere 
Antworten.  Reinhard Hannesschläger, Berater 
im Projekt Global Nachhaltige Kommune, sagt: 
„Manche Kommunen lehnen Gespräche mit 
Stadtverordneten ab. Es bringt uns aber nichts, 
Strategien auszuarbeiten, wenn die Leute im An-
schluss nicht mitziehen. Man muss die Personen 
identifizieren, die dabei sind und die, die nicht da-
bei sind, um sie mitzunehmen, um Veränderung 
überhaupt erst möglich zu machen. Gleiches 
gilt für Bürgerinnen und Bürger: Der Austausch 
kann gerade in Grenzsituationen schwierig sein. 
Er ist aber wichtig, um Dinge anschließend um-
zusetzen“. Prof. Dr. Uta Steinhardt, Hochschule 
für Nachhaltige Entwicklung Eberswalde, ist da 
etwas nachdenklicher: „Ich bin keine Ingenieu-
rin, eher eine ernüchterte Mahnerin in Bezug auf 

2.8    Podiumsdiskussion: Herausforderungen für 
Brandenburger Kommunen in Bezug auf 
Klimawandel und Energiewende – Lösungsansätze 
für Klimaschutz und Klimaanpassung 



18 DOKUMENTATION 2. BRANDENBURGER BAURECHTSTAGE

nachhaltige Landnutzung. Als größte Herausfor-
derung sehe ich das generelle Nachhaltigkeits-
verständnis. Man sollte darüber nachdenken, ob 
ökonomische, gesellschaftliche und ökologische 
Aspekte in Gänze oder nicht primär ökologische 
Aspekte berücksichtigt werden sollten. Die Vor-
stellung der drei Säulen der Nachhaltigkeit ist 
schlicht falsch. Wir müssen realisieren, dass 
es planetare Grenzen gibt, die nicht verhandel-
bar sind. Wir werden Wasser nicht dazu bringen 
bergauf zu fließen und unsere Art, zu leben, än-
dern müssen.“ 

Reinhard Hannesschläger ist sich hingegen si-
cher, dass es nicht am Bewusstsein liegt: „Ein 
Problembewusstsein gibt es auf jeden Fall. Viel 
eher fehlt Umsetzungswissen. Es wird immer 
komplexer. Zudem muss man sich mit Bürgerin-
nen und Bürgern austauschen. Das Runterbre-
chen der Inhalte ist nicht leicht. Idealismus ist da, 
die Umsetzung jedoch eine ganz andere Sache“. 

Janna Lenke, Referentin für Bauen, Verkehr, Pla-
nung und Umwelt beim Städte- und Gemeinde-
bund Brandenburg, sieht die größte Herausforde-
rung in den Bereichen Personal und Finanzen. 
„Der Klimaschutz hängt davon ab, dass es eine 
grundsätzliche Finanzausstattung gibt, die Maß-
nahmen überhaupt erst ermöglicht. Auch der 
Austausch von Informationen ist wichtig, gerade 
weil technisch sehr viel möglich ist. Sinn machen 

könnten überregionale Klimaschutzmanager 
und Konzepte, gerade im Rahmen des neuen 
Wärmeplanungsgesetzes. Das letzte Jahr hat 
gezeigt, wie schnell sich Dinge ändern können, 
sodass das Thema auf jeden Fall vorangebracht 
werden kann. Wichtig wären dazu aber geringe 
bürokratische Hürden.“  

Zur Frage, wie Kommunen, Land und Bund 
den Wandel hin zu mehr Klimaschutz schaffen 
können, hat Jörg Finkeldei, Leiter des Referats 
23 – Wohnen, Städtebaurecht (MIL), eine klare 
Meinung: „Manchmal braucht es einfach einen 
Schuldigen. Klar ist, dass dieses Thema auf alle 
Kommunen zukommt.  Bereits in den vergange-
nen zwei Jahren gab es eine Flut an unkoordi-
nierten Gesetzgebungsverfahren. Um dem Herr 
zu werden und die entsprechenden Stellen mit 
Know-How auszustatten, haben wir beispiels-
weise bereits vor zwei Jahren eine Ausbildungs-
offensive gestartet, bei der wir wegen mangeln-
der Zuständigkeit ausgebremst wurden. Es gilt, 
Dinge zu vereinfachen und junge Leute mit in 
den Prozess zu nehmen, die Sachverhalte aus 
einem ganz anderen Blickwinkel sehen. Viele 
Menschen in der Verwaltung sind überfordert 
und frustriert, weil man in vielen Prozessen 
einen sehr langen Atem braucht. Was wir brau-
chen, sind klare Zuständigkeitsbereiche und 
Menschen, die über den Tellerrand schauen.“
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Angela Brandenburg, Staatssekretärin im Ministerium für Infrastruktur und  
Landesplanung des Landes Brandenburg

Angela Brandenburg, Staatssekretärin im 
Ministerium für Infrastruktur und Landes-
planung des Landes Brandenburg, be-
grüßt zunächst alle Anwesenden vor Ort 
und im Livestream. Sie sagt, dass die 

2. Baurechtstage eine großartige Veran-
staltung sind, um sich miteinander auszu-

tauschen und das Thema Klimaschutz in der 
Bauleitplanung aus vielen Perspektiven heraus in 
den Fokus zu stellen. Es geht dabei auch darum, 
gute Beispiele für eine nachhaltige Entwicklung 
ins öffentliche Bewusstsein zu rücken. 

„Die Politik in den Kommunen ist ein entscheiden-
der Akteur für die Umsetzung von Klimaschutz 
und Klimaanpassungsmaßnahmen. Um die Ent-
wicklung voranzutreiben, wurden die Rahmenbe-
dingungen für innovatives Bauen in den letzten 
Jahren bereits vereinfacht. Die Änderung recht-
licher Bedingungen in Bezug auf energetische 
Ziele erfordert weitere Anstrengungen, auch um 
Fehlinvestitionen zu vermeiden. Langfristig wird 
sich der zunehmende Fokus auf den Klimaschutz 
nicht nur ökologisch, sondern auch wirtschaftlich 
positiv auszahlen“.

3    2. Brandenburger Baurechtstage 2023 Tag 2
3.1    Begrüßung
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Dr. Johannes Wagner, Referent u. a. für Umwelt-, Abfall- und Wasserwirtschaft, Denkmalschutz, Bauen, 
Vermessungswesen und Raumordnung, Landkreistag Brandenburg e. V.

Dr. Johannes Wagner begrüßt alle An-
wesenden und betont von vornherein, 
dass Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
vor allem in der Baubranche mittler-
weile ganz oben auf der Tagesordnung 

stehen. Er kommt auf das Gebäude-
energiegesetz zu sprechen und stellt 

die Frage, warum das GEG und Wärmepla-
nung nicht von vornherein zusammengedacht 
wurden. Er hebt hervor, dass das aktuell disku-
tierte Gesetz zur kommunalen Wärmeplanung 
nicht mehr machen kann, als die Länder zu ver-
pflichten, nicht aber die Kommunen. Das Prob-
lem sieht er in Folgendem: Wenn Wärme durch 
Kommunen geplant wird, jedoch Ressourcen zur 
Umsetzung fehlen, führen alle Ideen ins Leere. 

„Gut ist, dass im Baurecht immer mehr Regelun-
gen enthalten sind, die Klimaschutz und erneuer-
bare Energien thematisieren. Auch im aktuellen 
Entwurf der brandenburgischen Bauordnung 
steht, dass Klimaschutz erreicht werden soll. 
Im Planungsrecht überwiegt der Ansatz, primär 
die Innenentwicklung und weniger die Außen-
entwicklung voranzutreiben. Dabei dürfen Ent-
wicklungen auf kommunaler Ebene aber nicht 
ausgebremst werden. Innenentwicklung hat zu-
dem immer auch etwas mit Nachverdichtung 
zu tun. Was ist mit dem Mikroklima, was mit der 
Hochwasservorsorge? Ich erwarte mir viel vom 
heutigen Tag und denke, dass wir zu all die-
sen Themen im Rahmen der 2. Baurechtstage 
Ideen und konkrete Vorschläge hören werden.“
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Dr. Jörn Bringewat, Rechtsanwalt und Partner, von Bredow Valentin Herz Rechtsanwälte

In seinem Einleitungsvortrag referiert Dr. 
Jörn Bringewat über das Nachhaltigkeits-
prinzip im BauGB und die praktische 
Umsetzung von Klimaschutzmaßnah-
men. Zunächst erläutert er baurechtli-

che Grundlagen und geht dabei auf das 
Bauplanungsrecht, die Bodenordnung, Pla-

nungsleitlinien und das Nachhaltigkeitsprinzip 
nach § 1 Abs. 5 BauGB ein. Anschließend kommt 
er darauf zu sprechen, welche Möglichkeiten es 
im Rahmen der Bauleitplanung bezüglich Neubau 
und Bestand gibt. Er sagt, dass der entscheidende 
Punkt bei allen aktuellen politischen Überlegungen 
sei, dass die Bürgerinnen und Bürger wissen, wel-
che Heizungssysteme sie einbauen müssen und 

ergänzt, dass es dahingehend sinnvoll wäre, das 
GEG und die kommunale Wärmeplanung miteinan-
der zu verknüpfen. 

Dr. Jörn Bringewat schließt seinen Vortrag mit 
einem Fazit: „Sind neue Instrumente im Städte-
bau nötig? Aus meiner Sicht auf jeden Fall ja! Im 
Bereich der Erzeugung braucht es neue städte-
bauliche Instrumente, auch im Bereich der Wär-
meplanung, um den Kommunen die Umsetzung 
leichter zu machen. Zudem glaube ich aber, dass 
die Nachhaltigkeitspotenziale bei kleineren Städten 
und Dörfern nicht so groß sind, wie man meint und 
Maßnahmen in diese Richtung nicht so dringend 
sind wie an anderer Stelle“.

3.2     Einleitungsvortrag: Nachhaltigkeitsprinzip im 
BauGB und die praktische Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen
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Prof. Dr. Michael Sauthoff, Präsident des Oberverwaltungsgerichts und des Finanzgerichts a.D.,  
Honorarprofessor an der Universität Greifswald

3.3     Erfahrungsaustausch: Klimaschutz und 
Bauplanungsrecht

Prof. Dr. Michael Sauthoff geht nach der 
Einführung durch Dr. Jörn Bringewat 
noch tiefer auf die Thematik des Klima-
schutzes im Bauplanungsrecht ein. Zu-
nächst erklärt er das Berücksichtigen 

des Klimas in der Planung aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht. Anschließend stellt 

er anhand des Beispiels der Stadt Mannheim 
den Ablauf einer Klimaschutzprüfung vor. 

Prof. Sauthoff erläutert für den Bebauungsplan in 
Betracht kommende Festsetzungsmöglichkeiten 

nach § 9 Abs. 2 BauGB sowie klimaschutzbe-
zogene Darstellungen im Flächennutzungsplan. 
Zudem geht er auf mögliche klimabezogene und 
klimaschutzbezogene Vereinbarungen in städte-
baulichen Verträgen ein. 

Im Anschluss tauschen sich Pr. Dr. Michael Saut-
hoff und Dr. Jörn Bringewat sowie Anwesende 
in einem gemeinsamen Gespräch über aktuel-
le Möglichkeiten und eventuelle Änderungen im 
Baurecht aus.



23 DOKUMENTATION 2. BRANDENBURGER BAURECHTSTAGE

David Oberthür, Projektleiter, Entwicklungsträger Potsdam GmbH 

David Oberthür, Projektkoordinator Kram-
pnitz, Stabstellenleiter und Prokurist, 
ProPotsdam GmbH, geht in seinem Im-
pulsvortrag auf die planerische Entwick-
lung und städtebauliche Umsetzung von 

Klimaschutz und Klimaanpassung am 
Beispiel des Quartiers Krampnitz in Pots-

dam ein. Oberthür fängt ganz vorne an und 
erläutert die Geschichte des Standortes, dessen 
bauliches Erbe vor allem aus Kasernen besteht. 
Anschließend geht er auf den 2019 beschlosse-
nen Masterplan zur Quartiers-Umsetzung und 
-neugestaltung ein. Ziel der Planungen sei es, ein 
möglichst nachhaltiges und somit auch autoarmes 
Quartier mit bis zu 4.900 Wohnungen für bis zu 
10.000 Menschen zu schaffen. Im Norden Pots-
dams solle ein Ort wachsen, in dem gemeinschaft-
lich etwas entwickelt werde und an dem am Ende 
alles vorhanden sei, was es zum Leben braucht. 

„Um den Boden zu schonen, setzen wir in Kram-
pnitz auf verdichteten Städtebau. Insgesamt ver-
suchen wir, das Quartier möglichst autark und 
energiearm zu gestalten. Fossile Brennstoffe sind 
zur Energiegewinnung beispielsweise nicht zu-
lässig. Auf den Dachflächen sind mindestens 50 
Prozent bzw. 30 Prozent (bei Gewerbe) zur Nut-
zung von solarer Strahlungsenergie eingeplant. 
Der Verkehr innerhalb des Quartiers soll durch 
eine Mischung aus der Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel, des Fahrrads oder der Fußwege ge-
regelt werden. Diese Entwicklung treiben wir ganz 
bewusst voran. Pro Anwohner wird es nur einen 
halben Parkplatz in speziellen Quartiersgaragen 
geben. Straßen, in denen links und rechts Autos 
parken, sind nicht geplant. Menschen, die mit zwei 
Autos nach Krampnitz ziehen wollen, sind deshalb 
woanders besser aufgehoben.“ 

3.4     Impulsvortrag: Planerische Entwicklung und 
städtebauliche Umsetzung von Klimaschutz 
und Klimaanpassung am Beispiel des Quartiers 
Krampnitz in Potsdam
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Britta Bieschke, Referat 25 – Energie und Klima, Gebäudeenergie (MIL)

Britta Bieschke aus dem Referat 25 – Ener-
gie und Klima, Gebäudeenergie (MIL), 
geht in ihrem Vortrag auf die Frage 
ein, wie eine klimagerechte Stadtent-
wicklung gelingen kann. Sie erläutert 

gesetzliche und strategische Rahmenbe-
dingungen auf Bundes- und Landesebene, 

die sich zentral mit der klimagerechten Stadt-
entwicklung beschäftigen. Zudem geht sie auf ein 
im Zuge der Erstellung eines Klimaplans erarbei-
tetes Klima-Gutachten ein, dass belegt, dass es 
zwischen 2010 und 2018 noch wenig Aktivitäten 
im Land Brandenburg in Sachen Klimaschutz gab. 
Was in Zukunft geplant ist, um dies zu ändern, 
macht Bieschke anhand der Energiestrategie 
2040 des Landes Brandenburg klar. Anschließend 

geht sie auf gesetzliche Rahmenbedingungen 
ein und erläutert das Energieeffizienzgesetz, das 
Gebäudeenergiegesetz sowie das Wärmepla-
nungsgesetz. Bieschke verweist auf die Landes-
initiative „Meine Stadt der Zukunft“, in der neue 
Ansätze einer nachhaltigen Stadtentwicklung er-
probt werden.

„Stand jetzt wird es sehr schwer mit der Klimaneu-
tralität bis 2045. Wir brauchen mehr Effizienz und 
Elektrifizierung oder mehr grüne Brennstoffe und 
vor allem mehr Geschwindigkeit. Wenn man die 
Klimaneutralität schaffen will, bleiben auf Grund-
lage der aktuellen Prognosen sehr wenige Res-
temissionen übrig. Strom, Wärme und Mobilität in 
der Stadt müssen 2045 emissionsfrei sein“.

3.5     Impulsvortrag: Wie kann eine klimagerechte 
Stadtentwicklung gelingen? Rahmenbedingungen, 
Instrumente und Handlungsmöglichkeiten

 
Frage aus dem Chat:

Ist eine Solarpflicht auf Landes- oder  
Bundesebene in Aussicht?

Es liegt aktuell ein Landesbeschluss vor, der 
eine Verpflichtung beinhaltet. Also ja, eine So-
larpflicht wird kommen. Offen ist noch, für wel-
che Gebäude dies gelten soll. Im vorliegenden 
Beschluss sind es vor allem öffentliche und in 
gewerblicher Nutzung befindliche Gebäude.
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3.6     Erfahrungsaustausch: Klimaschutz und 
Klimaanpassung in der praktischen Anwendung

Dipl.-Ing. Christian Spath, regioteam Spath + Nagel

Dipl.-Ing. Christian Spath geht im abschlie-
ßenden Vortrag auf die konkrete Um-
setzung von Klimaschutz und Klimaan-
passungen in der Bauleitplanung ein. 
Bezüglich der Verdichtung von Sied-

lungsgebieten ist seine Erfahrung, dass 
diese vor allem bei privaten Anwohnerin-

nen und Anwohnern nur schwer zu kommu-
nizieren ist. Zudem verweist er darauf, dass die 

meisten Probleme bereits während der Planung 
entstehen. Gerade in Bezug auf den Klimaschutz 
herrsche oft Uneinigkeit darüber, welche Maßnah-
men ihm in der Bauleitplanung zuträglich sind. Ist 
es der Erhalt von Bäumen, die Ausrichtung des 
Dachfirsts Richtung Süden? Uneinigkeit gebe es 
auch bei der Begrünungsverpflichtung für private 
Grundstücke.

Als Fazit formuliert Spath sechs Thesen:

1.	 Bebauungspläne können in der Praxis nur einen geringen Beitrag zum Klimaschutz leisten.  
Entscheidend sind bundes- und landesrechtliche Regelungen. 

2.	 Eine integrierte Klimastrategie der Gemeinde sollte die begrenzten Möglichkeiten der Bauleitplanung 
nutzen, sich aber auf andere Maßnahmen konzentrieren.

3.	 Anforderungen von Klimaschutz und Klimaanpassung können sich in der gebotenen Abwägung über 
Bebauungsplaninhalte häufig nicht durchsetzen. 

4.	 Klimawirksame Maßnahmen lassen sich oft besser durch städtebauliche Verträge absichern. 
5.	 Der Beitrag unterschiedlicher Maßnahmen zu einem wirksamen Klimaschutz ist möglichst belastbar 

einzuschätzen, um eine gerechte Abwägung zu ermöglichen. 
6.	 Die Planung sollte sich auf in der konkreten Situation tatsächlich klimawirksame Maßnahmen  

konzentrieren. Dies gilt für alle Beteiligten.
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4    Impressionen
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